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Antrag 

der Abgeordneten Martin Hagen, Matthias Fischbach, Julika Sandt, Alexander 
Muthmann und Fraktion (FDP) 

Dauerhafte und verlässliche Finanzierung der Schul-IT-Administration 

Der Landtag wolle beschließen: 

Angesichts verschiedener Berichte von Problemen mit dem Einsatz sowie der Wartung 
und Pflege digitaler Endgeräte und Netze an den Schulen wird die Staatsregierung auf-
gefordert, die beim Schuldigitalisierungsgipfel vom 23.07.2020 diskutierte und dringend 
notwendige Änderung des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) zur 
langfristigen Mitfinanzierung der IT-Administration durch den Freistaat gemeinsam mit 
der ergänzend bei dieser Gelegenheit von der Staatsregierung angekündigten landes-
seitigen Förderung der IT-Administration bis 2024, die insgesamt eine Verdoppelung 
der Bundesmittel vorsieht, dem Landtag per Gesetzentwurf bis spätestens Ende Feb-
ruar 2021 vorzulegen, damit für das zweite Schulhalbjahr und darüber hinaus mehr Pla-
nungssicherheit entsteht.  

Darüber hinaus soll der Auftrag der pädagogischen Systembetreuer klarer von den Auf-
gaben der IT-Administratoren abgegrenzt werden, damit diese ihren eigentlich vor allem 
im pädagogischen und didaktisch-methodischen Bereich angesiedelten Aufgaben 
nachkommen können.  

 

 

Begründung: 

Zur technischen Ausstattung von Schulen muss immer auch die Wartung und Pflege 
der Geräte und Netze mitbedacht werden. Entsprechende Ankündigungen der Staats-
regierung vom Juli 2020 und seit längerem diskutierte und benötigte Gesetzesanpas-
sungen müssen deshalb zeitnah umgesetzt werden können. Der Landtag sollte deshalb 
der Staatsregierung eine klare Frist für einen möglichen Gesetzentwurf setzen, um an-
dernfalls selbst eine Gesetzesinitiative starten zu können. 


